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Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird der Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Aurich vom 27. September 2017 aufgehoben und der
Bescheid der Beklagten vom 4. MÃ¤rz 2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27. April 2016 abgeÃ¤ndert. 

Es wird festgestellt, dass ein arzneimittelinduzierter Kopfschmerz (G44.4 nach
ICD-10) eine weitere Folge des Arbeitsunfalls des KlÃ¤gers vom 14.
Dezember 2015 ist.

Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers in beiden
RechtszÃ¼gen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand
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Zwischen den Beteiligten ist die Anerkennung eines arzneimittelinduzierten
Kopfschmerzes (G44.4 nach ICD-10) als (mittelbare) Unfallfolge streitig.

Mit einem am 14. Dezember 2015 erstatteten Durchgangsarztbericht teilte Dr. D.,
E., der Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft (BG Bau) mit, dass der F. geborene
und als Bauleiter tÃ¤tige KlÃ¤ger am selben Tag auf dem Weg zur Arbeit mit seinem
PKW in einen Verkehrsunfall geraten sei. Der KlÃ¤ger sei auf einer
vorfahrtsberechtigenden StraÃ�e gefahren, als ein Auto von rechts ihm die Vorfahrt
genommen habe und in die Beifahrerseite gefahren sei. Der KlÃ¤ger sei erst zur
Arbeit gegangen, habe diese spÃ¤ter abgebrochen und sei dann zur Behandlung
erschienen. Im Rahmen der Untersuchung sei der KlÃ¤ger wach und ansprechbar
gewesen, es habe keine Amnesie fÃ¼r das Unfallgeschehen bestanden, die Pupillen
seien seitengleich direkt und indirekt auf Licht reagibel gewesen. Er habe keine
Doppelbilder gesehen und keine SchluckstÃ¶rungen gehabt, die HalswirbelsÃ¤ule
(HWS) sei frei mobil ohne Druckschmerz Ã¼ber den DornfortsÃ¤tzen gewesen, es
habe auch kein sensomotorisches Defizit bestanden. Eine RÃ¶ntgenuntersuchung
der HWS habe keine sichtbaren Zeichen einer knÃ¶chernen Verletzung gezeigt. Als
Diagnose sei eine HWS-Distorsion zu stellen gewesen. Die weitere Behandlung
erfolge durch Dr. G.. Der KlÃ¤ger sei arbeitsunfÃ¤hig bis voraussichtlich 21.
Dezember 2015.

Â 

Mit weiterem Nachschaubericht vom 8. Januar 2016 teilte Dr. D. dann mit, dass der
KlÃ¤ger ein paar Tage nach dem Unfall bemerkt habe, dass er
KonzentrationsstÃ¶rungen und ein permanentes DruckgefÃ¼hl im Kopf habe. Die
Kopfschmerzen hÃ¤tten sich beim Bewegen verstÃ¤rkt. Er habe Ã¼ber
Bewegungsschmerzen der HWS im Bereich des Trapezius beim Bewegen nach
rechts geklagt. Der KlÃ¤ger sei zum Neurologen Ã¼berwiesen worden, die
Erstellung einer Magnetresonanztomographie sei veranlasst worden.

Â 

Der den KlÃ¤ger untersuchende Neurologe und Psychiater H., I., fÃ¼hrte in seinem
am 13. Januar 2016 erstellten Bericht aus, dass die Diagnose eines
Spannungskopfschmerzes bei Distorsion der HWS zu stellen gewesen sei. Das am 8.
Januar 2016 von Dr. J., Radiologe, I., erstellte MRT ergab bei C2/C4 einen
kleinvolumigen dorsomedian linksbetonten Prolaps ohne BedrÃ¤ngung nervaler
Strukturen sowie beginnende osteochondrotische VerÃ¤nderungen der
Bandscheiben in T2w ohne Niveauverlust und Spondylarthrosen im Segment C4. 

Â 

Dr. D. teilte der BG Bau nach Auswertung dieser Berichte am 25. Januar 2016 mit,
dass der KlÃ¤ger am selben Tag aus der ambulanten Behandlung entlassen worden
sei. Die Ã¤rztliche Behandlung erfolge nicht mehr zu Lasten der
Berufsgenossenschaft, weil im MRT kein Nachweis von Traumafolgen erbracht
worden sei. Eine Weiterbehandlung erfolge durch den Hausarzt zu Lasten der
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Krankenkasse.

Â 

Die BG Bau Ã¼bersandte der Beklagten am 26. Januar 2016 zustÃ¤ndigkeitshalber
den Aktenvorgang, weil die Arbeitgeberin des KlÃ¤gers, die K., am 21. August 2015
mitteilte, ein Mitgliedsunternehmen der Beklagten zu sein.

Â 

Mit Schreiben vom 12. Februar 2016 erhob der KlÃ¤ger unter Bezugnahme auf ein
vorher gefÃ¼hrtes Telefonat mit der Beklagten Widerspruch gegen die Einstellung
der BehandlungsmaÃ�nahmen ab dem 25. Januar 2016 mit der BegrÃ¼ndung, dass
bei ihm noch erhebliche BeeintrÃ¤chtigungen aufgrund der Nackenzerrung
bestÃ¼nden. DarÃ¼ber hinaus leide er unter erheblichen GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen. 

Â 

In dem daraufhin von der Beklagten Ã¼bernommenen Verwaltungsverfahren
forderte diese zunÃ¤chst eine Unfallanzeige der Arbeitgeberin des KlÃ¤gers vom 23.
Februar 2016 an, in der der Unfallhergang im Wesentlichen bestÃ¤tigt wurde.

Â 

Ferner Ã¼bersandte der KlÃ¤ger der Beklagten u.a. weitere medizinische
Unterlagen, eine Verkehrsunfallanzeige der Polizei sowie eine Unfallskizze.

Â 

Mit Bescheid vom 4. MÃ¤rz 2016 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, dass â��kein
Ursachenzusammenhang zwischen dem Unfallereignis und der Krankheitâ��
bestehe, weshalb â��ab dem 22. Januar 2016 keine Leistungenâ�� zu erbringen
seien. Am 14. Dezember 2015 habe der KlÃ¤ger â��auf dem Weg zur Arbeit einen
Verkehrsunfallâ�� erlitten und sich dabei â��eine Zerrung der HalswirbelsÃ¤uleâ��
zugezogen. Unfallbedingte BehandlungsbedÃ¼rftigkeit und ArbeitsunfÃ¤higkeit
seien bis zum 22. Januar 2016 gegeben. Festgestellt worden seien vorbestehende
degenerative VerÃ¤nderungen, die durch den Unfall nicht richtunggebend
verschlimmert worden seien. Eine strukturelle SchÃ¤digung der HWS sei durch den
Unfall nicht entstanden. Die Ã¼ber den 22. Januar 2016 hinausgehenden
Beschwerden seien nicht mehr auf den Unfall, sondern vielmehr auf die
unfallunabhÃ¤ngigen Erkrankungen zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Â 

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 21. MÃ¤rz 2016 Widerspruch, den
er mit Schreiben vom 31. MÃ¤rz 2016 unter Vorlage einer Ã¤rztlichen
Bescheinigung des Neurologen L., M., dahingehend begrÃ¼ndete, dass dieser zu
dem Ergebnis gelangt sei, dass es sich um eine traumatische HWS-Distorsion
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gehandelt habe. Ein Zusammenhang mit dem Unfall sei deshalb anzunehmen. 

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 27. April 2016 wies die Beklagte den Widerspruch
des KlÃ¤gers zurÃ¼ck.

Â 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 3. Mai 2016 Klage beim Sozialgericht (SG) N.
erhoben, mit der er unter Verweis auf die bei ihm weiterhin bestehenden
Beschwerden die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die medizinische Behandlung
aufgrund des Unfalls vom 14. Dezember 2015 begehrt hat. Ferner hat der KlÃ¤ger
auf die bei ihm bestehenden stÃ¤rksten Kopfschmerzen verwiesen und weitere
medizinische Unterlagen zum Verfahren gereicht (u.a. Reha-Entlassungsbericht der
O. Klinik vom 25. Juli 2016).

Â 

Das SG hat im weiteren Verfahren eine Leistungs- und BehandlungsÃ¼bersicht der
Krankenkasse des KlÃ¤gers, der P., vom 16. November 2016 sowie weitere
medizinische Unterlagen von den den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzten (u.a. Dr.Â  D.)
eingeholt.

Â 

Der KlÃ¤ger hat im weiteren Verlauf unter Vorlage eines Arztbriefes der Q. Klinik
vom 19.Â Januar 2017 vorgetragen, dass es bei ihm zu einem
MedikamentenÃ¼bergebrauch gekommen und ein migrÃ¤neformer PhÃ¤notyp
diagnostiziert worden sei. Diese Probleme habe er vor dem Unfall nicht gehabt.

Â 

Die Beklagte hat erneut darauf verwiesen, dass als Gesundheitserstschaden eine
Zerrung der HWS gesichert und eine strukturelle SchÃ¤digung mittels MRT
ausgeschlossen worden sei. Eine HWS-Zerrung kÃ¶nne zu Kopfschmerzen fÃ¼hren,
dieser bilde sich aber nach der Begutachtungsliteratur innerhalb weniger Wochen
zurÃ¼ck. HartnÃ¤ckige Kopfschmerzen seien Ã¼berwiegend durch psychologische
Faktoren bedingt. Chronische Kopfschmerzen seien allenfalls dann auf den Unfall zu
beziehen, wenn diskoligamentÃ¤re Verletzungen mit bildgebenden Verfahren
nachweisbar seien. Solche Verletzungen seien laut MRT jedoch nicht nachweisbar.
Auch eine Verschlimmerung sei nicht anzunehmen, denn vor dem Unfall sei kein
klinisch manifester, mit objektivierbaren GesundheitsstÃ¶rungen vorhandener
Krankheitszustand nachweisbar vorhanden gewesen. 

Â 

Nach einer vorherigen AnhÃ¶rung der Beteiligten vom 12. Juni 2017 hat das SG die
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Klage mit Gerichtsbescheid vom 27. September 2017 abgewiesen und die
Entscheidung der Beklagten bestÃ¤tigt. Traumatische SchÃ¤digungen seien durch
die MRT-Untersuchung der HWS vom 8.Â Januar 2016 sowie des SchÃ¤dels vom 17.
Februar 2016 ausgeschlossen worden. Es handele sich um eine HWS-Distorsion
Grad I nach Erdmann die nach medizinischen ErfahrungssÃ¤tzen in lÃ¤ngstens
wenigen Wochen ausheile. Die Ã¼ber diesen Zeitraum hinausgehenden
Beschwerden seien nicht mehr im KausalitÃ¤tsmaÃ�stab mit einer hinreichenden
Wahrscheinlichkeit auf das Unfallereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Ein ursÃ¤chlicher
Zusammenhang kÃ¶nne auch nicht mit der im Bericht der Q. Klinik vom 19. Januar
2017 als Ursache der Beschwerden angefÃ¼hrten anlagebedingten
MigrÃ¤nedisposition sowie einem MedikamentenÃ¼bergebrauch hergestellt
werden. HeilbehandlungsmaÃ�nahmen nach Â§ 26 Abs. 1 Satz 1 Siebtes
Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII) seien deshalb nur bis
zum 22. Januar 2016 zu Ã¼bernehmen gewesen. Die weitere Behandlung habe ggf.
zu Lasten des KrankenversicherungstrÃ¤gers zu erfolgen.

Â 

Gegen den ihm am 2. Oktober 2017 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger
am 1.Â November 2017 Berufung eingelegt, mit der er sein Begehren auf
Feststellung weiterer Unfallfolgen sowie die Ã�bernahme von
Heilbehandlungskosten Ã¼ber den 22. Januar 2016 hinaus fortgefÃ¼hrt hat.
MaÃ�gebend fÃ¼r ihn sei, ob und inwieweit die bei ihm bestehende
Kopfschmerzproblematik unfallbedingt sei. ErgÃ¤nzend zu seinem erstinstanzlichen
Vorbringen fÃ¼hrt der KlÃ¤ger hierzu aus, dass eine KlÃ¤rung nur durch eine
umfassende Zusammenhangsbegutachtung erfolgen kÃ¶nne. Er habe stets nur das
Medikament eingenommen, welches ihm verordnet und auch Ã¤rztlich angeraten
worden sei. Von seiner Seite aus habe es keinen Schmerzmittelmissbrauch
gegeben.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

1.Â Â Â Â  den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts N. vom 27. September 2017
aufzuheben und den Bescheid der Beklagten vom 4. MÃ¤rz 2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27. April 2016 abzuÃ¤ndern,

Â 

2.Â Â Â Â  festzustellen, dass ein arzneimittelinduzierter Kopfschmerz (G44.4 nach
ICD-10) eine weitere (mittelbare) Folge des Arbeitsunfalls vom 14.Â Dezember 2015
ist.

Â 
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Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

1.Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen,

Â 

2.Â Â Â Â  hilfsweise, einen Kontoauszug der Apotheke Wolfsmeer
(Wolfsmeerapotheke) mindestens zwei Jahre vor dem Unfall einzuholen,

Â 

3.Â Â Â Â  weiter hilfsweise, dass sich der SachverstÃ¤ndige Dr.Â  R. ergÃ¤nzend
mit der beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme der Chirurgin Frau Dr. S.
auseinandersetzt.

Â 

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt sie
im Hinblick auf die im Berufungsverfahren vom Senat eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachten aus, dass weder der gutachterlichen EinschÃ¤tzung
des Dr. R. noch des Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. T. zu folgen sei. Zum Zeitpunkt des
Abbruchs der Heilbehandlung am 22. Januar 2016 habe ein MOH nicht vorgelegen.
Ferner beruft sie sich auf die zum Verfahren gereichte beratungsÃ¤rztliche
Stellungnahme von Dr. S. vom 27. Oktober 2021. Es sei weder von Seiten des
UnfallversicherungstrÃ¤gers noch von Seiten des D-Arztes objektiv ein Rechtsschein
i.S.d. Â§ 11 SGB VII gesetzt worden, dass von einer weiteren Behandlung zu Lasten
der gesetzlichen Unfallversicherung auszugehen gewesen sei. Vielmehr habe der D-
Arzt Dr. D. am 25. Januar 2016 mitgeteilt, dass von keiner durch die BG
veranlassten Heilbehandlung mehr auszugehen sei. Auch nach Bekanntgabe des
Bescheides vom 4. MÃ¤rz 2016 habe der KlÃ¤ger nicht mehr davon ausgehen
kÃ¶nnen, dass eine Unfallfolge zu Lasten des UnfallversicherungstrÃ¤gers
behandelt werde.

Â 

Der Senat hat im vorbereitenden Verfahren von Amts wegen das
SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr. R., Klinik fÃ¼r Neurologie und klinische
Neurophysiologie, U., V., vom 3. August 2018 eingeholt, der zusammenfassend zum
Ergebnis gelangt ist, dass als Unfallfolge vom 14. Dezember 2015 eine HWS-
Distorsion nach Erdmann vorgelegen habe, der ein Medication-overuse-Headache
(MOH) gefolgt sei. Beides mÃ¼sse mittlerweile als ausgeheilt angesehen werden.
Die noch vorhandenen Beschwerden kÃ¶nnten nicht mit einer ausreichenden
Wahrscheinlichkeit auf den Unfall zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. Insbesondere seien die
GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen nicht erklÃ¤rbar und nicht auf den Unfall
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zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Ebenfalls nicht eine beschriebene leichtgradige depressive
Episode. Bis zum Ausheilen des MOH (ca. 30. Juni 2017) kÃ¶nne eine Ã¤rztliche
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit unterstellt werden. Die Frage der Dauer der
ArbeitsunfÃ¤higkeit kÃ¶nne anhand der vorliegenden Informationen nicht
abschlieÃ�end beantwortet werden.

Â 

Auf Anregung der Beklagten hat der Senat weitere AuskÃ¼nfte des KlÃ¤gers zu
dessen Schmerzmittelgebrauch eingeholt (Schriftsatz vom 5. Oktober 2018 â�� mit
Nachweis durch Ã¤rztliche Berichte sowie der Sammelquittungen der W. -Apotheke,
X., zum Medikamentenkauf) und die Behandlungskarteikarte des Dr. Y. mit
Ã¤rztlicher Stellungnahme vom 11. Dezember 2018 beigezogen. 

Â 

Nach Auswertung der ihr Ã¼bersandten Unterlagen ist die Beklagte der
EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen durch Vorlage einer beratungsÃ¤rztlichen
Stellungnahme des Dr. Z., Neurologe, AA., vom 14. Januar 2019 entgegengetreten.
Dieser ist zusammengefasst zum Ergebnis gelangt, dass grundsÃ¤tzlich Konsens
bestehe, dass bei dem KlÃ¤ger ein MOH vorgelegen habe. Eine UnfallabhÃ¤ngigkeit
sei nur als mittelbare Unfallfolge mÃ¶glich, weil der Kopfschmerz nicht direkt durch
das Unfallereignis verursacht worden sei. Die durch den Behandler L. erfolgte
Dauermedikation mit 3 x 800 mg Ibuprofen kÃ¶nne allerdings nicht der
Berufsgenossenschaft angelastet werden, denn die berufsgenossenschaftliche
Behandlung sei schon zum 22. Januar 2016 abgebrochen worden. Vom
Durchgangsarzt (D-Arzt) sei nur eine Medikation des Ibuprofen fÃ¼r drei Tage
verordnet worden. Selbst wenn dreimal tÃ¤glich durch den D-Arzt Ibuprofen
verordnet worden wÃ¤re, so fÃ¼hre dies bis zum 22. Januar 2016 nicht zu einem
MOH, denn der dafÃ¼r geforderte Zeitraum von mehr als drei Monaten sei nicht
erfÃ¼llt. Die Medikation durch den Behandler L. sei eindeutig zu Lasten der
Krankenkasse erfolgt.

Â 

Der Senat hat hierzu die ergÃ¤nzende Stellungnahme des Dr. R. vom 13. Februar
2019 eingeholt, der bei seiner EinschÃ¤tzung verblieb und diese nochmals vertieft
hat. Die Ibuprofeneinnahme sei aufgrund des Kopfschmerzes erfolgt, der nach dem
Unfall aufgetreten sei. Die Verordnung von Ibuprofen hÃ¤tte nicht zu Lasten der
gesetzlichen Krankenkasse, sondern zu Lasten der Beklagten erfolgen mÃ¼ssen.
Aus den mittlerweile vorgelegten Ausgabelisten der Apotheke kÃ¶nne der
RÃ¼ckschluss auf die Einnahmemengen gezogen werden. Im Rahmen der
Behandlung im Januar 2017 sei die Reduktion der Schmerzmitteleinnahme
ausdrÃ¼cklich unter Nennung eines MedikamentenÃ¼bergebrauchs empfohlen
worden, was der KlÃ¤ger dann auch umgesetzt habe. Von einem Ausheilen des
MOH sei nach einem langsamen Reduzieren der Medikation erst ca. zwei Monate
nach einem kompletten Absetzen des auslÃ¶senden Medikamentes auszugehen;
davon kÃ¶nne im Juni 2017 vertretbar ausgegangen werden.
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Â 

Die Beklagte hat weitere EinwÃ¤nde gegen diese gutachterliche EinschÃ¤tzung
erhoben und nochmals darauf verwiesen, dass die Verordnung der Schmerzmittel
nach dem 22. Januar 2016 nicht wegen der Unfallfolgen erfolgt sei.

Â 

Der Senat hat im Anschluss weitere medizinische Unterlagen aus dem
rentenversicherungsrechtlichen Klageverfahren des SG N. (Az.: S 6 R 121/18 â��
u.a. SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr. AB., Psychiater, AC., vom 14. Januar 2020
â�� Bl. 79 der Beiakte) beigezogen und diese erneut dem SachverstÃ¤ndigen zur
Auswertung vorgelegt. In der weiteren ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 17.
September 2020 ist dieser bei seiner EinschÃ¤tzung verblieben.

Â 

AnschlieÃ�end hat der Senat auf Anraten der Beklagten die Behandlungskarteikarte
des Dr.Â  Y. beigezogen, die sich auf Behandlungen vor dem
streitgegenstÃ¤ndlichen Unfall bezogen.

Â 

Nach einem Berichterstatterwechsel hat der Senat von Amts wegen das
SachverstÃ¤ndigengutachten des Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. T.,
Neurologe/Psychiater/Schmerzmediziner, vom 1. September 2021 eingeholt, der
zusammenfassend zum Ergebnis gelangt ist, dass grundsÃ¤tzlich der EinschÃ¤tzung
des Dr.Â  R. zuzustimmen sei. Dies entspreche auch der EinschÃ¤tzung in den
Leitlinien fÃ¼r die Begutachtung von psychischen und psychosomatischen
Erkrankungen (Teil III, Begutachtung bei KausalitÃ¤tsfragen im Sozial-, Zivil- und
Verwaltungsrecht). Lediglich der Zeitraum fÃ¼r die Annahme eines MOH sei anhand
der inzwischen vorhandenen Medikamentendokumentation auf Anfang 2017 zu
reduzieren. Einen schematischen Abbruch der berufsgenossenschaftlichen
Behandlung mit dem Abbruch der BehandlungsbedÃ¼rftigkeit aufgrund von
Unfallfolgen gleichzusetzen, was der EinschÃ¤tzung des Dr. Z. entspreche, sei nicht
schlÃ¼ssig. 

Â 

Die Beklagte hat hierzu weitere EinwÃ¤nde durch Vorlage einer
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme von Dr. S., FachÃ¤rztin fÃ¼r Chirurgie, vom
27. Oktober 2021 erhoben, die das Vorliegen eines arzneimittelinduzierten
Kopfschmerzes im erforderlichen Vollbeweis als nicht gesichert ansieht. 

Â 

Dem Senat haben auÃ�er der Prozessakte die den KlÃ¤ger betreffenden
Verwaltungsunterlagen der Beklagten sowie die medizinischen Unterlagen des
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rentenrechtlichen Klageverfahrens SÂ 6Â R 121/18 des SG N. vorgelegen. Alle Akten
sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen. Wegen der weiteren
Einzelheiten des Sachverhalts und des Sachvortrags der Beteiligten wird hierauf
verwiesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§Â 143 f. des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig.

Â 

Die von dem KlÃ¤ger neben der Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 SGG gestellte
und in der mÃ¼ndlichen Verhandlung zutreffend auf die Feststellungsklage nach Â§
55 Abs. 1 Nr. 3 SGG beschrÃ¤nkte Klage ist zulÃ¤ssig. Mit Letzterer kann u.a. die
gerichtliche Feststellung verlangt werden, dass eine GesundheitsstÃ¶rung Folge
eines Arbeitsunfalls ist, wenn der KlÃ¤ger ein berechtigtes Interesse an der baldigen
Feststellung hat. Der KlÃ¤ger begehrtÂ einen bei ihm (unstreitig) diagnostizierten
arzneimittelinduzierten Kopfschmerz (MOH â�� G44.4 nach ICD-10) als weitere
(mittelbare) Folge des Arbeitsunfalls vom 14. Dezember 2015 festzustellen. Daran
hat er auch ein berechtigtes Interesse. Denn die Feststellung, ob und welche
GesundheitsstÃ¶rungen Folgen eines Versicherungsfalls sind, ist fÃ¼r ihn rechtlich
bedeutsam. Ist der Verletzte (wie im Regelfall) gesetzlich krankenversichert, ist das
(Nicht-)Vorliegen eines Versicherungsfalls und seiner Folgen schon deshalb rasch
und verbindlich zu klÃ¤ren, weil nachÂ Â§Â 11 Abs. 5 SGB VÂ ein Anspruch auf
Krankenversicherungsleistungen (z.B. Heilbehandlung, Krankengeld)
ausgeschlossen ist, wenn der Leistungsbedarf im Wesentlichen durch Folgen eines
Versicherungsfalls bedingt ist. Damit dient die Feststellung von Unfall- und BK-
Folgen â�� auch im Interesse des Kranken- und UnfallversicherungstrÃ¤gers â��
dazu, die sich gegenseitig ausschlieÃ�enden Leistungs- und
ZustÃ¤ndigkeitsbereiche der gesetzlichen Kranken- und Unfallversicherung
voneinander abzugrenzenÂ und vor allem im Interesse des Versicherten â�� aber
auch potentieller SchÃ¤diger â�� ggf. Grundlagen und Grenzen der zivilrechtlichen
HaftungsbeschrÃ¤nkung nachÂ Â§Â§Â 104 ff SGB VIIÂ fÃ¼r PersonenschÃ¤den
festzulegen, die aus den GesundheitsstÃ¶rungen resultieren. Stellt der
UnfallversicherungstrÃ¤ger eine GesundheitsstÃ¶rung als Folge eines
Versicherungsfalls fest, kÃ¶nnen Versicherte auf dieser Basis entsprechende
Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung geltend machen und sich als
Leistungsberechtigte gegenÃ¼ber Leistungserbringern legitimieren, wÃ¤hrend alle
SozialversicherungstrÃ¤ger, wie z.B. der RentenversicherungstrÃ¤ger, der
unfallbedingt Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit gewÃ¤hrt,
haftungsprivilegierte SchÃ¤diger, die vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig gehandelt
haben, in Regress nehmen kÃ¶nnenÂ (vgl.Â Â§Â 110 Abs 1 SatzÂ 1 SGB VII). Lehnt
der UnfallversicherungstrÃ¤ger die Feststellung dagegen ab, kann sich der
KrankenversicherungstrÃ¤ger nicht zu Lasten des Versicherten auf den
Leistungsausschluss nachÂ Â§Â 11 Abs. 5 SGB VÂ und der vermeintliche SchÃ¤diger

                             9 / 17

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/11.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/104.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/110.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/11.html


 

â�� sofern die Ablehnungsentscheidung auch ihm gegenÃ¼ber unanfechtbar
geworden istÂ (Â§Â§Â 77,Â 141 SGG)Â â�� nicht auf das Haftungsprivileg
nachÂ Â§Â§Â 104 ff SGB VIIÂ berufen. Ist damit primÃ¤r fÃ¼r den Versicherten (und
mittelbar auch fÃ¼r andere Personen) sowohl die negative als auch die positive
Feststellung relevant, besteht ein berechtigtes Interesse an der baldigen
Feststellung, ob GesundheitsstÃ¶rungen Folgen eines Versicherungsfalls sind
(Bundessozialgericht â�� BSG -, Beschluss vom 15. Dezember 2020 â�� Az.: B 2 U
142/20 B â�� Rn. 7 â�� zitiert nach juris).

Â 

Dabei ist allerdings zu berÃ¼cksichtigen, dass das Interesse gerade an einer
gerichtlichen Feststellung grundsÃ¤tzlich erst â��berechtigtâ�� ist, nachdem sich
der Versicherte an den UnfallversicherungstrÃ¤ger gewandt und ihm Gelegenheit
gegeben hat, das (Nicht-)Vorliegen einer Unfall- bzw. BK-Folge behÃ¶rdlich
festzustellen, weil dies im Regelfall der einfachste, schnellste und
prozessÃ¶konomischste Weg ist, um eine rasche und verbindliche KlÃ¤rung zu
erlangen. Lehnt es der UnfallversicherungstrÃ¤ger ab, die GesundheitsstÃ¶rung als
Folge des Versicherungsfalls behÃ¶rdlich festzustellen, sind RechtmÃ¤Ã�igkeit und
ZweckmÃ¤Ã�igkeit dieses VerwaltungsaktsÂ (Â§Â 31 SatzÂ 1 SGB X)Â in einem
Vorverfahren nachzuprÃ¼fenÂ (Â§Â 78 Abs. 1 SatzÂ 1 SGG), bevor gegen den
Verwaltungsakt in der Gestalt des WiderspruchsbescheidsÂ (Â§Â 95 SGG
)Â zulÃ¤ssigerweise AnfechtungsklageÂ (Â§Â 54 Abs. 1 SatzÂ 1 Var 1
SGG)Â erhobenÂ (Â§Â 90 SGG)Â werden kann. Erst mit der Bekanntgabe des
WiderspruchsbescheidsÂ (Â§Â 87 Abs. 2 SGG)Â entsteht in diesen FÃ¤llen das
berechtigte Interesse an einer gerichtlichen Feststellung der Unfall- bzw. BK-Folge,
deren Anerkennung der UnfallversicherungstrÃ¤ger durch Verwaltungsakt
abgelehnt hat. Insofern sind Anfechtungs- und FeststellungsklageÂ (Â§Â 55 Abs. 1
Nr. 3 SGG)Â eng miteinander verknÃ¼pft, was ihre kombinierte Geltendmachung
erfordertÂ (Â§Â 56 SGG). Dieses Erfordernis gilt jedoch nicht ausnahmslos: Ist dem
Versicherten nicht zuzumuten, die Verwaltungsentscheidung abzuwarten, liegt darin
das berechtigte Interesse an einer baldigen gerichtlichen Feststellung, wie es 
Â§Â 55 Abs. 1 am Ende SGG voraussetzt. In diesen FÃ¤llen kann der Versicherte die
Feststellungsklage isoliert erheben und muss sie nicht mit einer Anfechtungsklage
kombinieren. Ein weiteres Zuwarten wird unzumutbar und der
UnfallversicherungstrÃ¤ger gibt Anlass zur Erhebung einer isolierten
Feststellungsklage, wenn er sich entweder weigert, Ã¼berhaupt eine
Stellungnahme abzugeben, oder schlicht untÃ¤tig bleibt, indem er das
Feststellungsbegehren ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich
nicht bescheidet (BSG, Beschluss vom 15. Dezember 2020 â�� Az.: B 2 U 142/20 B
a.a.O. â�� Rn. 8 â�� zitiert nach juris).

Â 

Vorliegend hat die Beklagte mit dem hier streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 4.
MÃ¤rz 2016 zunÃ¤chst einmal die Erbringung allgemein von â��Leistungenâ�� ab
dem 22. Januar 2016 abgelehnt (Satz 1). Im Satz 2 des Bescheides hat sie sodann
ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger am 14.Â Dezember 2015 auf dem Weg zur Arbeit
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einen Verkehrsunfall erlitten und sich dabei â��eine Zerrung der
HalswirbelsÃ¤uleâ�� zugezogen habe. Satz 3 fÃ¼hrt aus, dass â��unfallbedingte
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit und ArbeitsunfÃ¤higkeit â�¦bis zum 22.01.2016
gegebenâ�� seien. Auch in den weiteren SÃ¤tzen wird ein MOH als Unfallfolge nicht
abgelehnt. Allerdings sind sowohl dem Nachschaubericht des Dr. D. vom 8. Januar
2016 als auch der dem Schreiben des KlÃ¤gers vom 31. MÃ¤rz 2016 beigefÃ¼gte
Bericht des Neurologen PreuÃ� zu entnehmen, dass der KlÃ¤ger Ã¼ber stÃ¤rkste
Kopfschmerzen geklagt hat. Gleichwohl hat die Beklagte sowohl in ihrem Bescheid
vom 4. MÃ¤rz 2016 als auch ihrem Widerspruchsbescheid vom 27. April 2016
lediglich auf degenerative bzw. schicksalsmÃ¤Ã�ige VerÃ¤nderungen Bezug
genommen, die kernspintomographisch festgestellt worden seien, und die Annahme
eines Ursachenzusammenhangs mit weiteren Beschwerden abgelehnt. Unter
BerÃ¼cksichtigung des â��EmpfÃ¤ngerhorizontsâ�� eines verstÃ¤ndigen
Beteiligten als MaÃ�stab fÃ¼r die Auslegung von WillenserklÃ¤rungen (Â§Â§ 133,
157 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch â�� BGB) und des objektiven Sinngehaltes der
ErklÃ¤rung nach dem objektivierten EmpfÃ¤ngerverstÃ¤ndnis (BSG, Urteil vom 16.
MÃ¤rz 2021 â�� Az.: B 2 U 7/19 R â�� Rn. 13 â�� zitiert nach juris), konnte der
KlÃ¤ger als Adressat des Verwaltungsaktes die AusfÃ¼hrungen nach Auffassung
des Senats nur so verstehen, dass auch die von ihm durch die Ã¤rztlichen Berichte
vorgetragenen Kopfschmerzen nicht als weitere Folge des Unfalls anerkannt
werden. Denn die Beklagte hat in ihrem Widerspruchsbescheid vom 27. April 2016
weiter ausgefÃ¼hrt, dass ein rein zeitlicher Zusammenhang zwischen anhaltenden
Beschwerden des KlÃ¤gers â�� zu denen die mit Ã¤rztlichen Berichten
nachgewiesenen Kopfschmerzen auch zÃ¤hlen â�� und einem vorangegangenen
Unfallereignis im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung nicht ausreichend seien.
Derartige Unklarheiten gehen zu Lasten der BehÃ¶rde (BSG, Urteil vom 16. MÃ¤rz
2021 â�� Az.: B 2 U 7/19 R â�� Rn. 13 â�� zitiert nach juris). So hat nÃ¤mlich ein
UnfallversicherungstrÃ¤ger im Rahmen des gestuften Verwaltungsverfahrens
zunÃ¤chst Ã¼ber das Vorliegen eines Arbeitsunfalls zu entscheiden (1.Â Stufe),
anschlieÃ�end dann Ã¼ber die GewÃ¤hrung von konkreten LeistungsansprÃ¼chen
(2.Â Stufe â�� siehe hierzu ausdrÃ¼cklich BSG, Urteile vom 16. MÃ¤rz 2021 â��
Az.: B 2 U 7/19 R â�� Rn. 18 und Az.: B 2 U 17/19 R â�� Rn. 28; BSG, Urteil vom 17.
Dezember 2015 â�� Az.: B 2 U 17/14 R â�� Rn. 13, 14 â�� jeweils zitiert nach juris;
siehe auch Aubel â�� â��Zur ZulÃ¤ssigkeit der Leistungsklage bei Ablehnung des
Versicherungsfalls in der gesetzlichen Unfallversicherungâ�� in NZS 2021, Seite
376, 379/; Keller in jurisPR-SozR 16/2021 â�� Anm. 2 â�� C.). Vorliegend vermochte
der Senat gerade noch mit der erforderlichen hinreichenden Bestimmtheit (Â§ 33
SGB X) zu erkennen, dass die Beklagte mit dem angefochtenen Bescheid
ausdrÃ¼cklich eine â��Zerrung der HalswirbelsÃ¤uleâ�� als Unfallfolge festgestellt
und sie insofern zumindest konkludent einen Arbeitsunfall anerkannt hat (so auch
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 14. Dezember 2016 â�� Az.:
L 3 U 101/12 â�� â��aus der Anerkennung von Unfallfolgen folgt aber in der Sache,
dass damit auch das Vorliegen eines Versicherungsfalls festgestellt wird, der die
Voraussetzung fÃ¼r die weitere Feststellung von GesundheitsstÃ¶rungen als
unfallbedingt istâ��). 

Â 
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Die Klage hat in der Sache auch Erfolg. Das SG N. hat zu Unrecht mit dem von dem
KlÃ¤ger angefochtenen Gerichtsbescheid vom 27. September 2017 die Klage
abgewiesen. Der Bescheid der Beklagten vom 4. MÃ¤rz 2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides der Beklagten vom 27. April 2016 ist rechtswidrig und
beschwert den KlÃ¤ger (Â§Â 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Es ist festzustellen, dass der bei
dem KlÃ¤ger diagnostizierte arzneimittelinduzierte Kopfschmerz (G44.4 nach
ICD-10) weitere Folge des Arbeitsunfalls vom 14.Â Dezember 2015 ist.

Â 

GesundheitsstÃ¶rungen kÃ¶nnen als Unfallfolgen nur anerkannt werden, wenn sie
selbst sowie auch ein Ursachenzusammenhang mit dem Unfallereignis
nachgewiesen sind. Hinsichtlich des BeweismaÃ�stabs gilt dabei, dass das
â��Unfallereignisâ�� sowie der â��Gesundheitserst- bzw.
Gesundheitsfolgeschadenâ�� im Wege des Vollbeweises â�� also mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit â�� fÃ¼r das Gericht feststehen mÃ¼ssen.
DemgegenÃ¼ber genÃ¼gt fÃ¼r den Nachweis der wesentlichen
UrsachenzusammenhÃ¤nge zwischen diesen Voraussetzungen die (hinreichende)
Wahrscheinlichkeit â�� nicht allerdings die bloÃ�e MÃ¶glichkeit -, die zu bejahen ist,
wenn mehr fÃ¼r als gegen die Annahme des Ursachenzusammenhangs spricht und
ernste Zweifel hinsichtlich einer anderen Verursachung ausscheiden (vgl. hierzu
Bundessozialgericht -BSG-, Urteil vom 20. Dezember 2016 â�� Az.: B 2 U 16/15 R
â�� Rn. 23 m.w.N.). Sind â�� wie hÃ¤ufig â�� mehrere Bedingungen fÃ¼r den
Eintritt eines Schadens ursÃ¤chlich im naturwissenschaftlichen Sinn gewesen, gilt
die KausalitÃ¤tslehre der wesentlichen Bedingung. Danach sind nur die Ursachen
rechtserheblich, die wegen ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg an dessen
Eintritt wesentlich mitgewirkt haben (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 24. Juli 2012 â��
Az.: B 2 U 9/11 R â�� Rn. 33 f.). Die KausalitÃ¤tsbeurteilung hat dabei auf der Basis
des aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstands zu erfolgen (vgl. hierzu BSG,
Urteil vom 24.Â Juli 2012 â�� Az.: B 2 U 9/11 R â�� Rn. 62 f.). MaÃ�gebend sind
demnach die Erkenntnisse, die von der Mehrheit der auf dem betreffenden Gebiet
tÃ¤tigen Fachwissenschaftler anerkannt werden (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 24. Juli
2012 â�� Az.: B 2 U 9/11 R â�� Rn. 67 f.). FÃ¼r die Beurteilung zum Vorliegen bzw.
Nichtvorliegen eines arzneimittelinduzierten Kopfschmerzes (ICD-10: G44.4) als
(mittelbare) Unfallfolge sowie ggf. zur haftungsausfÃ¼llenden KausalitÃ¤t zwischen
dieser Erkrankung und den Gesundheits(erst)schÃ¤den ist regelmÃ¤Ã�ig ein
schmerztherapeutisches, nervenÃ¤rztliches und/oder pharmakologisches
SachverstÃ¤ndigengutachten (BSG, Beschluss vom 26. November 2019 â�� Az.: B 2
U 122/19 B â�� Rn. 7, 8 â�� zitiert nach juris) einzuholen. Hierzu sind Feststellungen
zum konkreten Schmerzmittelverbrauch vor und nach dem Unfallereignis durch
Einholung von Befundberichten und/oder Beiziehung der Krankenblattunterlagen
der behandelnden Ã�rzte und Gutachten aus anderen Verfahren zu treffen
(Westermann in jurisPR-SozR 14/2020 â�� Anm. 2 â�� D.).

Â 

Unter Zugrundelegung der AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. med.
Dr. Dipl.-Ing. T. in dessen am 1. September 2021 erstatteten Gutachten hÃ¤lt der
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Senat zunÃ¤chst den Vollbeweis eines arzneimittelinduzierten Kopfschmerzes im
Sinne des DiagnoseschlÃ¼ssels G44.4 unter BerÃ¼cksichtigung u.a. der S1-Leitlinie
â��Kopfschmerzen bei Ã�bergebrauch von Schmerz- und MigrÃ¤nemittelâ�� (AWMF-
Register-Nr. 30.131) im erforderlichen Vollbeweis fÃ¼r erbracht. Diese
EinschÃ¤tzung Ã¼berzeugt den Senat, weil sie in Ã�bereinstimmung sowohl mit
den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. R. in dessen Gutachten vom 3.
August 2018 und den hierzu nochmals bestÃ¤tigenden ergÃ¤nzenden
Stellungnahmen vom 13. Februar 2019 und 17. September 2020, als auch der
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des Dr. Z. vom 14. Januar 2019 steht, der
ausdrÃ¼cklich ausgefÃ¼hrt hat, dass Konsens darÃ¼ber besteht, dass bei dem
KlÃ¤ger ein MOH bestand. Die SachverstÃ¤ndigen haben Ã¼bereinstimmend und
fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend dargelegt, dass sich nach dem Unfallereignis vom
14. Dezember 2015, das unstreitig zu einer von der Beklagten auch
bescheidmÃ¤Ã�ig anerkannten Zerrung der Nackenmuskulatur der HWS gefÃ¼hrt
hat, bei dem KlÃ¤ger ein Ã¤rztlich auch dokumentierter (z.B. Nachschaubericht des
Dr. D. vom 8. Januar 2016) Kopfschmerz aufgetreten ist. In diesem Zusammenhang
ist dem KlÃ¤ger zunÃ¤chst nur in mÃ¤Ã�igem Umfang Ibuprofen rezeptiert worden,
dessen EinnahmehÃ¤ufigkeit sich dann Ã¼ber das FrÃ¼hjahr 2016 erheblich
gesteigert hat, was fÃ¼r den Senat u.a. durch die Medikamentenauflistungen der
W. -Apotheke und die Behandlungskarteikarte des Hausarztes Dr. Y. nachgewiesen
ist. Dass es hierbei zu einem Ã�bergebrauch bei der Einnahme des Medikamentes
Ibuprofen gekommen ist, steht zur Ã�berzeugung des Senats auch durch die
Ã¼bereinstimmenden EinschÃ¤tzungen der SachverstÃ¤ndigen Dr. R. und Prof. Dr.
med. Dr. Dipl.-Ing. T. fest, zumal dem KlÃ¤ger in der Q. Klinik AD. die Reduktion der
Schmerzmitteleinnahme ausdrÃ¼cklich bei Nennung eines
MedikamentenÃ¼bergebrauchs empfohlen worden ist. 

Â 

Dieser MedikamentenÃ¼bergebrauch ist nach Auffassung des Senats auch mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit wesentliche Folge des Arbeitsunfalls vom 14.
Dezember 2015. Auch dies haben beide SachverstÃ¤ndigen Ã¼bereinstimmend
fÃ¼r den Senat plausibel und nachvollziehbar dargelegt. Die Beklagte hat nÃ¤mlich
in den streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheiden zu Unrecht einen Abbruch der
HeilbehandlungsmaÃ�nahmen bereits zum 22. Januar 2016 vorgenommen. 

Â 

Aus dem bescheidmÃ¤Ã�igen Abbruch der weiteren Heilbehandlung zu ihren Lasten
und dem gleichzeitigen Hinweis, dass die weitere Behandlung zu Lasten der
Krankenkasse des KlÃ¤gers erfolgt, ergibt sich zugleich, dass eine Zurechnung des
in der Folgezeit bei dem KlÃ¤ger entstandenen MOH nicht als mittelbare
Unfallfolgen im Sinne des Â§ 11 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII erfolgen kann. Denn nach
dieser Rechtsvorschrift kÃ¶nnen als mittelbare Unfallfolgen nur
GesundheitsstÃ¶rungen anerkannt werden, die infolge der DurchfÃ¼hrung einer
Heilbehandlung eintreten. Die â��DurchfÃ¼hrung einer Heilbehandlungâ�� im
Sinne des Â§Â 11 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIIÂ liegt nach der Rechtsprechung des BSG vor,
wenn der UnfallversicherungstrÃ¤ger dem Versicherten einen Anspruch auf eine
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bestimmte HeilbehandlungsmaÃ�nahme nach denÂ Â§Â§Â 26 ff SGB VIIÂ â�� nicht
notwendig durch Verwaltungsakt in Schriftform â�� bewilligt oder ihn durch seine
Organe oder Leistungserbringer, insbesondere einen Durchgangsarzt, zur
Teilnahme an einer solchen diagnostischen oder therapeutischen MaÃ�nahme
aufgefordert hat und der Versicherte an der MaÃ�nahme des TrÃ¤gers den
Anordnungen der Ã�rzte folgend teilnimmt (Urteil vom 6.Â September 2018 â�� Az.:
B 2 U 16/17 R â�� Rn. 17 â�� zitiert nach juris). Es handelt sich daher um eine
Rechtsscheinhaftung des UnfallversicherungstrÃ¤gers. Diese Rechtsscheinhaftung
der Beklagten ist sowohl aufgrund des ausdrÃ¼cklichen Behandlungsabbruchs des
Durchgangsarztes Dr. D. vom 25. Januar 2016 mit dem Hinweis auf die fehlenden
Traumafolgen im MRT vom 8. Januar 2016 und die Weiterbehandlung durch den
Hausarzt zu Lasten der Krankenkasse, als auch den Bescheid vom 4. MÃ¤rz 2016
ausgeschlossen (so auch Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 9.
Dezember 2020 â�� Az.: L 3 U 102/19 â�� Operation mit weitergehenden Folgen
erst ein Jahr nach bescheidmÃ¤Ã�ig Behandlungsablehnung). Einer Zurechnung
wegen behaupteter Behandlungs- oder Untersuchungsfolgen nach Â§ 11 SGB VII
kann nÃ¤mlich nur dadurch begegnet werden, dass in einem frÃ¼hen Stadium die
tatbestandlichen Voraussetzungen des geltend gemachten Versicherungsfalls
sorgfÃ¤ltig und vollstÃ¤ndig ermittelt werden, um rechtzeitig einen Abbruch oder
eine BeschrÃ¤nkung der berufsgenossenschaftlichen Heilbehandlung
herbeifÃ¼hren zu kÃ¶nnen (so Wagner in jurisPK-SGB VII, Â§ 11 Rn. 36).

Â 

Eine Zurechnung des bei dem KlÃ¤ger diagnostizierten MOH ist allerdings nach
Auffassung des Senats bereits aufgrund der allgemeinem Zurechnungsregeln
zulÃ¤ssig, denn nach der Theorie der wesentlichen Ursache kÃ¶nnen alle durch das
Unfallereignis wesentlich verursachten SchÃ¤den diesem als mittelbare Unfallfolge
zugerechnet werden. Derartige mittelbare Unfallfolgen gehen der Vorschrift des Â§
11 SGB VII stets vor, was auch fÃ¼r (lege artis) durchgefÃ¼hrte Behandlungen gilt
(Wagner in jurisPK-SGB VII, Â§ 11 Rn. 20, 29; Wiethfeld in BeckOK-SozR, SGB VII, Â§
11 Rn. 2; Keller in Hauck/Noftz, SGB VII, K Â§ 11 Rn. 3c), und sind im Rahmen der
PrÃ¼fung der haftungsausfÃ¼llenden KausalitÃ¤t zu prÃ¼fen (so bereits
Schwerdtfeger in Lauterbach, Gesetzliche Unfallversicherung, Â§ 11 SGB VII, Rn. 6,7
in 4. Auflage, 47. Lieferung, April 2012). 

Â 

Hierzu hat der SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. T. fÃ¼r den Senat
eindrucksvoll dargelegt, dass die EinschÃ¤tzung der Beklagten nicht auf Grundlage
einer gutachterlichen EinschÃ¤tzung erfolgt ist, sondern â��schematischâ��
aufgrund der Erfahrung, wonach nach leichten HWS-Distorsionen gemÃ¤Ã� den
hierzu vorliegenden Konsens-Tabellen (z.B. Quebec-Task-Force) die Beschwerden
Ã¼blicherweise nach 6 Wochen abgeklungen sind. Im Fall des KlÃ¤gers hat nach
den AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. T. jedoch definitionsgemÃ¤Ã�
keine HWS-Distorsion vorgelegen, sondern es hat sich aufgrund des
Unfallmechanismus vielmehr um einen Frontalaufprall mit Zerrung der dorsalen
Halsweichteile gehandelt, fÃ¼r den vergleichbare Konsensusarbeiten nicht
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vorliegen. Auch diese EinschÃ¤tzung Ã¼berzeugt den Senat, denn den
Entscheidungen der Beklagten sowohl im Verwaltungs- als auch
Widerspruchsverfahren hat zu keinem Zeitpunkt eine gutachterliche bzw.
sachverstÃ¤ndige EinschÃ¤tzung oder eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme zu
Grunde gelegen. Die Beklagte hat vielmehr trotz umgehenden Widerspruchs des
KlÃ¤gers am 12. Februar 2016 bereits zum Zeitpunkt des Behandlungsabbruch
durch den Durchgangsarzt und weit vor Erteilung des streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheides am 4. MÃ¤rz 2016 keinerlei medizinische EinschÃ¤tzung hierzu
eingeholt, ob der Zeitpunkt der Einstellung der Heilbehandlung aus medizinischer
Sicht gerechtfertigt bzw. zulÃ¤ssig ist. Gleiches gilt fÃ¼r die Ermittlung im
erstinstanzlichen Verfahren. Sowohl dem SG als auch der Verwaltung ist es bei
fehlender Sachkunde jedoch verwehrt, medizinische Beurteilungen selbst
vorzunehmen. Vielmehr ist regelmÃ¤Ã�ig zur Ermittlung des medizinischen
Sachverhalts sachverstÃ¤ndige Hilfe erforderlich (BSG, Beschluss vom 6.Â Oktober
2020 â�� Az.: B 2 U 94/20 B â�� Rn. 9, 10 â�� zitiert nach juris). Auch bei der
Bestimmung und Auslegung der Quellen des aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisstands sind Gericht und Verwaltung gehalten, weiteren sachkundigen Rat
bei einem (medizinischen) SachverstÃ¤ndigen einzuholen. Eine bloÃ�e
Literaturauswertung durch auf dem einschlÃ¤gigen Gebiet nicht fachgerecht
ausgebildeten Richter und Verwaltungsangestellte genÃ¼gt zur Feststellung des
(nicht allgemeinkundigen oder gerichtsbekannten) aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisstands Ã¼ber Kausalbeziehungen in der Regel nicht. Vielmehr wird
dessen KlÃ¤rung im Rahmen eines Gutachtens zu erfolgen haben. Diese
GrundsÃ¤tze gelten ebenso fÃ¼r die Interpretation der von maÃ�geblichen
Literaturstellen und Stellungnahmen eines DurchgangsarztesÂ (BSG, Beschluss vom
6. Oktober 2020 â�� Az.: B 2 U 94/20 B â�� Rn. 9 â�� zitiert nach juris). Die
Beklagte hat jedoch in den streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheiden eine eigene
medizinische Wertung ohne eine entsprechende gutachterliche EinschÃ¤tzung
vorgenommen, was nicht zulÃ¤ssig ist. Unter Beachtung dieses Umstandes kann die
Beklagte sich nicht im Nachhinein darauf berufen, dass sie einen
Behandlungsabbruch bescheidmÃ¤Ã�ig festgestellt habe und eine weitere
Zurechnung von (mittelbaren) Unfallfolgen nicht mehr zulÃ¤ssig ist. Denn nach den
Ã¼bereinstimmenden sachverstÃ¤ndigen EinschÃ¤tzungen war der Zeitpunkt des
Abbruchs der Heilbehandlung medizinisch Ã¼berhaupt nicht gerechtfertigt, weshalb
die Beklagte nach Auffassung des Senats auch Ã¼ber den 22. Januar 2016 hinaus
weiterhin fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der Heilbehandlung zustÃ¤ndig war. Die
EinschÃ¤tzungen der SachverstÃ¤ndigen Dr.Â  R. und Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. T.
Ã¼berzeugen den Senat, denn sie haben bei ihrer EinschÃ¤tzung die Vorgaben der
Leitlinie zur â��Begutachtung psychischer und psychosomatischer StÃ¶rungenâ��
(AWMF-Registernummer 051-029, Teil III, Seite 47 â�� â��Empfehlung III.8â��)
ausreichend berÃ¼cksichtigt. Insoweit die Beklagte die gegenteilige Auffassung
unter Vorlage der beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme von Dr. S. vertritt,
vermochte der Senat dieser als qualifiziertes Parteivorbringen zu wertenden
EinschÃ¤tzung (BSG, Beschluss vom 6. Oktober 2020 â�� Az.: B 2 U 94/20 B â�� Rn.
11 â�� zitiert nach juris) nicht zu folgen. FÃ¼r die Beurteilung, ob ein MOH vorliegt,
ist â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� nach der Rechtsprechung des BSG
regelmÃ¤Ã�ig die Einholung eines schmerztherapeutischen, nervenÃ¤rztlichen
und/oder pharmakologisches SachverstÃ¤ndigengutachten erforderlich (BSG,
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Beschluss vom 26. November 2019 â�� Az.: B 2 U 122/19 B â�� Rn. 7, 8 â�� zitiert
nach juris). Soweit die Beklagte nunmehr eine chirurgische Stellungnahme vorlegt,
so kommt dieser fachfremden medizinischen Stellungnahme keine weitere
Bedeutung zu. Besonders kritisch ist hierzu anzumerken, dass bereits aus der
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des Neurologen/Schmerzmediziner Dr. Z. als
fÃ¼r die Beurteilung eines MOH zustÃ¤ndigen Mediziner ausdrÃ¼cklich hervorgeht,
dass â��Konsensâ�� besteht, dass bei dem KlÃ¤ger ein MOH vorlag. Allein deshalb
Ã¼berzeugt die Stellungnahme von Dr. S. den Senat nicht. Hinzukommt, dass dem
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing. T. sÃ¤mtliche
Behandlungsunterlagen (einschlieÃ�lich Patientenkartei des Dr. Y. fÃ¼r die Zeit vor
dem streitgegenstÃ¤ndlichen Unfall) zur Auswertung vorgelegen haben und dieser
eine umfassende EinschÃ¤tzung zum Vorliegen eines MOH treffen konnte. 

Â 

Im Ergebnis ist damit der Vollbeweis eines arzneimittelinduzierten Kopfschmerzes
erbracht, der nach Auffassung des Senats auch mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit wesentlich auf die (unmittelbaren) Unfallfolgen
zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Der Abbruch der Heilbehandlung durch die Beklagte zum
22. Januar 2016 ist nicht durch eine gutachterliche EinschÃ¤tzung gedeckt und
erfolgte rechtswidrig. Die Berufung hat deshalb aus dem im Tenor ersichtlichen
Umfang Erfolg. 

Â 

Der Senat hat sich auch nicht veranlasst gesehen, den weiteren HilfsantrÃ¤gen der
Beklagten zu 2. und 3. nachzukommen. Hinsichtlich des Hilfsantrags zu 2. hÃ¤lt der
Senat die weitere Einholung eines Kontoauszuges der W. -Apotheke nicht fÃ¼r
erforderlich, denn dem SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing T. haben
bereits die Behandlungsunterlagen des den KlÃ¤ger behandelnden Arztes Dr. Y. vor
dem Unfallereignis (ab 15. Januar 2010) zur Auswertung vorgelegen, woraus sich
keine weiteren Hinweise fÃ¼r einen Arzneimittelmissbrauch bereits vor dem
Unfallereignis ergeben haben. Hinsichtlich des Hilfsantrags zu 3. sieht der Senat
keine weitere Veranlassung, den im Berufungsverfahren gehÃ¶rten
SachverstÃ¤ndigen Dr. R. erneut zu den beratungsÃ¤rztlichen AusfÃ¼hrungen der
Chirurgin Dr. S. anzuhÃ¶ren. Bei den AusfÃ¼hrungen der als Chirurgin tÃ¤tigen
BeratungsÃ¤rztin handelt es sich um fachfremde Ã�uÃ�erungen, die sowohl fÃ¼r
die Diagnosestellung eines MOH als auch auf neurologisch-psychiatrischem
Fachgebiet nicht maÃ�geblich sind. Hierzu hat der Senat auf dem maÃ�geblichen
Fachgebiet entsprechenden Beweis von Amts wegen durch Einholung des
SachverstÃ¤ndigengutachtens des Prof. Dr. med. Dr. Dipl.-Ing T. erhoben. Dieses
SachverstÃ¤ndigengutachten hat die Frage des MOH im vorliegenden Verfahren
erschÃ¶pfend beantwortet.

Â 

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â 193 SGG.
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Â 

Es hat kein Anlass bestanden, die Revision zuzulassen.

Erstellt am: 10.02.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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